
.JONAS BREYER 2E,Çñtfý"W:'Ç:a;f*@~c ēers eēner tra e a
65l8TWiest:üaden

Jonas Breyer
Rechtsanwalt

T +49
H.tēēē.ü'|r.'-i Eýēf.=vf_-ē ē 3-.â< Iēiè~ē-_'.tÀ^ēr'ēē~ē 3 lē ll l 1 I `|'* 1 "ē lē 1r|r rē F +49

Landgericht Berlin M +49
- 57 S 87'708 -
Tegeler Weg 17-21
10589 eerēin 11-08-2018

www.ra-breyer.de

57 S 87108

In der Zivilsache

Breyer .l. Bundesrepublik Deutschland

wird auf die m¿ndliche Verhandlung vom 28.08.2018 wie folgt vorgetragen:

1. Beweisaufnahme nicht erforderlich

Eine Beweisaufnahme ¿ber die Behauptungen der Beklagten erscheint nicht erforderlich: Da die
Beklagte unstreitig seit Jahren funktionsfªhige Telemedien ohne die beanstandete
Surfprotokollierung anbietet, kann sie aus Sicht des Klªgers nicht damit gehºrt werden, die
beanstandete Surfprotokollierung sei zur Gewªhrleistung der Funktionsfªhigkeit von Telemedien
erforderlich. In sich widerspr¿chlicher Vortrag kann nicht Grundlage einer Beweisaufnahme sein
(BGH, Urteil vom 23. September 2004 - IX ZR 137/03 -, Rn. 23).

Auch der persºnlich angehºrte Vertreter der Beklagten-hat in der m¿ndlichen
Verhandlung lediglich behauptet, die beanstandete Surfprotokollierung kºnne Ăhilfreichñ sein und
werde empfohlen, nicht aber, dass sie zwingend erforderlich sei. Das Gericht kann die Angaben
der persºnlich angehºrten Partei seinem Urteil zugrunde legen (Greger in: Zºller,
Zivilprozessordnung, 32. Aufl. 2018, Ä 141 ZPO, Rn. 1a). Wenngleich die Angaben von-
nicht protokolliert worden sind, kann ihre Darstellung im Urteil nachgeholt werden (Greger in:
Zºller, Zivilprozessordnung, 32. Aufl. 2018, Ä 141 ZPO, Rn. 7). Soweit der
Prozessbevollmªchtigte der Beklagten im Widerspruch zur eigenen Partei eine zwingende
Erforderlichkeit behauptet, ist regelmªÇig das Vorbringen der Partei der richterfichen
Entscheidung zugrunde zu legen (Althammer in: Zºller, Zivilprozessordnung, 32. Aufl. 2018, Ä 85
ZPO, Rn. 8 m.w.N.). Der Prozessbevollmªchtigte ist an persºnliche Erklªrungen der Partei
gebunden und darf diese nicht Ăberichtigenñ (M¿KoZPO/Toussaint ZPO Ä 85 Rn. 7).
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Der Bundesgerichtshof w¿rde ein so begr¿ndetes Urteil nicht aufheben, weil er an die
Feststellungen der Tatsacheninstanz gebunden ist. Der nun feststehende Sachverhalt ist ein
anderer als er dem Bundesgerichtshof zuletzt zur Entscheidung vorlag.

2. Neue Begutachtung und neuer Gutachter nicht erforderlich

Sollte die Kammer dies anders sehen, so hªlt der Klªger die Voraussetzungen des Ä 412 ZPO f¿r
eine neue Begutachtung durch einen anderen Sachverstªndigen nicht f¿r gegeben und
bef¿rchtet, dass es der Beklagten auf diesem Wege gelingt, ein ihr missliebiges und dem Klªger
g¿nstiges Ergebnis der Beweisaufnahme zu beseitigen.

Ist das Gutachten des Sachverstªndigen Kºpsell, ggf. nach der beantragten m¿ndlichen
Erlªuterung, nicht ausreichend, um der Kammer die ¦berzeugung von der Wahrheit der zu
beweisenden Behauptung zu verschaffen, ist grundsªtzlich nach der Beweislast zu entscheiden
(Greger in: Zºller, Zivilprozessordnung, 32. Aufl. 2018, Ä 412 ZPO, Rn. 1), hier also eine
Beweislastentscheidung zulasten der Beklagten zu treffen. Alleine, dass bei der Kammer Zweifel
verbleiben, erfordert also keine neue Begutachtung.

Es steht zwar im Ermessen des Gerichts, anstelle einer Beweislastentscheidung eine neue
Begutachtung anzuordnen. Dagegen spricht hier aber die mit 10 Jahren bereits sehr lange
Verfahrensdauer und das Recht des Klªgers auf Entscheidung innerhalb angemessener Dauer.
Die letzte Begutachtung hat insgesamt ¿ber zwei Jahre lang gedauert. Zudem wªre der
Kostenaufwand einer vollstªndig neuen Begutachtung gemessen am Streitwert von 4.000 E
unangemessen hoch.

Die Anordnung einer neuen Begutachtung erscheint jedenfalls solange nicht ennessensgerecht,
wie die Mºglichkeit einer m¿ndlichen Erlªuterung und Aufklªrung durch den bereits bestellten
Sachverstªndigen nicht ausgeschºpft worden ist. Ohne m¿ndliche Anhºrung des
Sachverstªndigen lªsst sich nicht beurteilen, ob seine Begutachtung im Sinne des Ä 412 ZPO
gen¿gt oder nicht. Durch m¿ndliche Erfªuterung kºnnen etwaige Widerspr¿che aufgeklªrt und
auch eine Stellungnahme zu den von der Kammer angesprochenen Ausf¿hrungen des
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main gefordert werden.

Jedenfalls m¿sste mit einer etwaigen neuen Begutachtung aus Sicht des Klªgers gemªÇ Ä 412
Abs. 1 ZPO zumindest derselbe Sachverstªndige beauftragt werden, um ihm Gelegenheit zur
Erlªutemng und zur Aufklªrung von Zweifelsfragen zu geben. Ä 412 Abs. 1 ZPO sieht
ausdnlicklich die Mºglichkeit einer neuen Begutachtung durch denselben Sachverstªndigen vor.

Nur hºchst hilfsweise sei darauf hingewiesen, dass die TU Dresden den ĂLehrstuhl f¿r
Datenschutz und Datensicherheitñ von Prof. Pfitzmann inzwischen neu besetzt hat mit Prof. Dr.
Thorsten Strufe. Diesen zu beauftragen wªre ein milderes Mittel gegen¿ber der vollstªndigen
Entziehung des Sachverstªndigen eines Lehrstuhls, dessen Gutachten Gesichtspunkte der
datenschutzfreundlichen Technikgestaltung einbezieht und zugunsten des Klªgers ausgefallen
ist. Der Klªger weist vorsorglich darauf hin, dass er weder mit Dr. Kºpsell noch mit Prof. Dr. Strufe
jemals gesprochen hat oder gar persºnlich bekannt ist.



3

lm ¦brigen wird auf den Schriftsatz vom 08.01.2013 Bezug genommen, in dem ausgef¿hrt
worden ist, warum der Leiter eines vom Bund finanzierten und von diesem abhªngigen Instituts
(dort: Prof. Martini) nicht als unabhªngiger Sachverstªndiger geeignet ist. Wie bereits im
September 2010 schriftsªtzlich nªher ausgef¿hrt, muss ein Sachverstªndiger die Beweisfrage
fachlich beurteilen kºnnen, ohne jedoch ein eigenes berufliches oder wirtschaftliches Interesse an
dem Ausgang der Beweisaufnahme zu haben. Zudem sind Kenntnisse in datenschutzfreundlicher
Technikgestaltung erforderlich, um die streitige Erforderlichkeitsfrage beurteilen zu kºnnen.

3. Fassung der Beweisfragen

Sollte die Kammer eine Neubegutachtung beschlieÇen, so wird angeregt, die Beweisfragen wie
folgt zu fassen:

Es soll durch Einholung eines schriftlichen Sachverstªndigengutachtens Beweis
erhoben werden ¿ber die Behauptungen der Beklagten,

a) um die Funktionsfªhigkeit der Telemedien der Beklagten zu gewªhrleisten, sei es
erforderlich (nicht lediglich im Sinne von n¿tzlich), die vollstªndige nicht-anonymisierte
lntemetprotokolladresse (IP-Adresse) des zugreifenden Hostsystems des Klªgers, die
im Zusammenhang mit der Nutzung ºffentlich zugªnglicher Telemedien der Beklagten
im Internet ¿bertragen wird, ¿ber das Ende des jeweiligen Nutzungsvorgangs hinaus zu
speichern oder durch Dritte speichern zu lassen, und zwar nicht nur dann, wenn die
Speicherung im Stºrungsfall zur Wiederherstellung der Verf¿gbarkeit des Telemediums
erforderlich ist,

b) nach dem gegenwªrtigen Stand der Technik sei es nicht mºglich, die
Funktionsfªhigkeit der Telemedien der Beklagten zu gewªhrleisten, wenn die Beklagte
nur im Stºrungsfall zur Wiederherstellung der Verf¿gbarkeit eines Telemediums die
vollstªndige nicht-anonymisierte lntemetprotokolladresse (IP-Adresse) des zugreifenden
Hostsystems des Klªgers ¿ber das Ende des jeweiligen Nutzungsvorgangs hinaus
speichere oder durch Dritte speichern lasse,

c) dass die Beklagte eine Vielzahl von Telemedien bereit stellt, ohne die
lnternetprotokolladresse (IP-Adresse) des zugreifenden Hostsystems des Klªgers ¿ber
das Ende des jeweiligen Nutzungsvorgangs hinaus zu speichern oder durch Dritte
speichern zu lassen, ªndere nichts an der Erforderlichkeit einer solchen Speicherung
zur Gewªhrleistung der Funktionsfªhigkeit der Telemedien der Beklagten,

d) die Speicherung der lntemetprotokolladresse (IP-Adresse) des zugreifenden
Hostsystems des Klªgers ¿ber das Ende des jeweiligen Nutzungsvorgangs hinaus
schrecke von Stºrungen der Funktionsfªhigkeit der Telemedien der Beklagten
(,Angriffenñ) ab.

Der Sachverstªndige soll in seinem Gutachten auch auf die Ausf¿hrungen des
Gerichtsgutachters Kºpsell, des Parteigutachters Martini sowie das Vorbringen der
Parteien im Prozess zu den Beweisfragen eingehen.
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Zur Begnlindungz

a. Beweisfrage zu a)

Erwªgungsgrund 49 der DSGVO erscheint als MaÇstab der Beweisfrage zu a) nicht geeignet. Ein
Erwªgungsgrund ist keine Rechtsvorschrift. Zudem verwendet der Erwªgungsgrund unbestimmte
Rechtsbegriffe, die einer Begutachtung nicht zugªnglich sind (z.B. Ăvorgegebenen Grad der
Zuverlªssigkeitñ, Ăwiderrechtliche oder mutwillige Eingriffeñ, Ădamit zusammenhªngende Diensteñ).

Auch der Begriff der ĂIT-Sicherheitñ (Beweisbeschluss vom 20.05.2010) ist in keiner anwendbaren
Rechtsnorm vorgesehen, vom Bundesgerichtshof nicht zugrunde gelegt worden, zu unbestimmt
und f¿r eine Begutachtung ungeeignet. Das Bundesamt f¿r Sicherheit in der Informationstechnik
definiert den Begriff der ĂIT-Sicherheitñ wie folgt:

ĂlT-Sicherheit bezeichnet einen Zustand, in dem die Risiken, die beim Einsatz von
lnformationstechnik aufgrund von Bedrohungen und Schwachstellen vorhanden sind,
durch angemessene MaÇnahmen auf ein tragbares MaÇ reduziert sind. lT-Sicherheit ist
also der Zustand, in dem Vertraulichkeit, lntegritªt und Verf¿gbarkeit von informationen
und lnformationstechnik durch angemessene MaÇnahmen gesch¿tzt sind.ñ

Damit geht es um unbestimmte Rechtsbegriffe, die einer Begutachtung nicht zugªnglich sind (z.B.
Ătragbares MaÇñ, Ăangemessene MaÇnahmenñ). Rechtlich maÇgeblich ist nicht die
ĂAngemessenheitñ von MaÇnahmen, sondem deren strikte ĂErforderlichkeitñ.

Die hier vorgeschlagene Beweisfrage zu a) orientiert sich am (bindenden) Revisionsurteil des
Bundesgerichtshofs, dessen zweiter amtlicher Leitsatz lautet:

ĂÄ 15 Abs. 1 TMG ist entsprechend Art. 7 Buchst. f der Richtlinie 95/46 EG dahin
auszulegen, dass ein Anbieter von Online-Mediendiensten personenbezogene Daten
eines Nutzers dieser Dienste ohne dessen Einwilligung auch ¿ber das Ende eines
Nutzungsvorgangs hinaus dann erheben und verwenden darf, soweit ihre Erhebung und
ihre Verwendung erforderlich sind, um die generelle Funktionsfªhigkeit der Dienste zu
gewªhrleisten. _. ñ

Auch der EuGH hat zur inhaltsgleichen Datenschutzrichtlinie entschieden,

Ădass der Zweck, die generelle Funktionsfªhigkeit der Dienste zu gewªhrleisten, die
Verwendung der Daten ¿ber das Ende eines Nutzungsvorgangs hinaus rechtfertigen
kannñ (Ziff. 2 des Tenors).

Nur insoweit ist das Interesse der Beklagten als Ăberechtigtñ eingeordnet worden.

Der Klªger hªlt es - auch angesichts der Bindungswirkung des Revisionsurteils - nicht f¿r
zulªssig, dar¿ber hinaus noch ganz andere Speicherinteressen und -w¿nsche der Beklagten
einzubeziehen. So stellt der Bundesgerichtshof etwa alleine auf die Funktionsfªhigkeit der
ĂOnline-Mediendiensteñ der Beklagten ab und nicht etwa auf die Funktionsfªhigkeit ganz anderer
Systeme der Beklagten.
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Die vorgeschlagene Beweisfrage zu a) orientiert sich am Klageantrag, indem sie gerade auf die
vom Klªger genutzten IP-Adressen abstellt. Im vorliegenden Rechtsstreit ist nicht
entscheidungserheblich, ob die Beklagte irgendwelche IP-Adressen speichem darf, sondem ob
sie gerade die vom Klªger verwendeten IP-Adressen protokollieren darf, obwohl von der
Internetnutzung durch den Klªger unstreitig keinerlei Gefahren f¿r die Beklagte oder ihre
Informationstechnik ausgehen. Der Sachverstªndige wird gegebenenfalls dazu Stellung zu
nehmen haben, ob sich etwa erforderliche Speicherungen so begrenzen lassen, dass die IP-
Adressen rechtstreuer Nutzer wie des Klªgers von ihnen ausgenommen bleiben.

Die vorgeschlagene Beweisfrage zu a) beschrªnkt sich ferner auf die Speicherung der IP-Adresse
¿ber die Dauer des Nutzungsvorgangs hinaus. Dass die IP-Adresse f¿r die Dauer der
¦bertragung abgerufener Internetseiten gespeichert werden muss, ist zwischen den Parteien
unstreitig.

SchlieÇlich nimmt die vorgeschlagene Beweisfrage zu a) den Fall aus, dass die Speicherung im
Stºrungsfall zur Wiederherstellung der Verf¿gbarkeit des Telemediums erforderlich sei. Diese
Frage ist dadurch dem Streit entzogen, dass sie vom Klageantrag ausgenommen ist. Einer
sachverstªndigen Stellungnahme dazu bedarf es infolgedessen nicht.

Die Beweisfrage zu a) stellt abschlieÇend klar, dass der Sachverstªndige als milderes Mittel die
Mºglichkeit einer anonymisierten Speicherung von IP-Adressen pr¿fen soll.

b. Beweisfrage zu b)

Die vorgeschlagene Beweisfrage zu b) kn¿pft an den Rechtsgedanken des Ä 14 BImSchG an.
Nach dieser Vorschrift kann auf Grund privatrechtlicher Abwehranspr¿che nicht die Einstellung
des Betriebs einer genehmigten Anlage verlangt werden, wenn die Vermeidung benachteiligender
Einwirkungen der Anlage Ănach dem Stand der Technik nicht durchf¿hrbar oder wirtschaftlich
nicht vertretbarñ ist. Wªre das Angebot von Telemedien ohne Speicherung von IP-Adressen ¿ber
die Nutzungsdauer hinaus Ănach dem Stand der Technik nicht durchf¿hrbar oder wirtschaftlich
nicht vertretbarñ, so kºnnte diese MaÇnahme als erforderlich angesehen werden. Die bloÇe
Frage, ob die Speicherung von IP-Adressen dem ĂStand der Technik dientñ (Beweisbeschluss
vom 20.05.2010), ist dagegen zu unbestimmt, um den Gegenstand einer sachverstªndigen
Begutachtung bilden zu kºnnen.

Dabei nimmt die vorgeschlagene Beweisfrage zu b) den Fall aus, dass die Speicherung im
Stºmngsfall zur Wiederherstellung der Verf¿gbarkeit des Telemediums erforderlich sei. Diese
Frage ist dadurch dem Streit entzogen, dass sie vom Klageantrag ausgenommen ist.

c. Beweisfrage zu c)

Die vorgeschlagene Beweisfrage zu c) hat die Behauptung der Beklagten zum Gegenstand, die
Nichterfassung von Nutzer-IP-Adressen bei der Bereitstellung einiger ihrer Telemedien lasse nicht
darauf schlieÇen, dass die Erfassung von Besucher-IP-Adressen auch bei der Bereitstellung der
¿brigen Telemedien der Beklagten verzichtbar sei. Der Bundesgerichtshof hat es ebenfalls als
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wichtig angesehen, der Frage nachzugehen, ob die eigene Praxis der Beklagten deren Vortrag
zur Erforderlichkeit nicht widerlegt.

ĂDie Beklagte verzichtet nach ihren eigenen Angaben bei einer Vielzahl der von ihr betriebenen
Portale" auf eine Surfprotokollierung, wie der BGH wºrtlich festgehalten hat (Abs. 41). Diese
Feststellung ist dem Beweisbeschluss zugrunde zu legen.

d. Beweisfrage zu d)

Die vorgeschlagene Beweisfrage zu d) hat die zwischen den Parteien streitige und von der
Kammer als relevant angesehene Frage zum Gegenstand, ob die beanstandete
Surfprotokollierung eine merkliche generalprªventive, abschreckende Wirkung auf ĂAngreiferñ
entfaltet oder nicht. Aus Sicht des Klªgers zeigen schon die hªufigen Angriffsversuche auf
Webserver mit Surfprotokollierung, dass eine abschreckende Wirkung nicht vorhanden ist.

4. Selektive Surfprotokollierung

Nachdem der Beklagtenvertreter bestreitet, dass die IP-Adressen des Klªgers von einer
Su rfprotokollierung ausgenommen werden kºnnten, prªzisiert der Klªger seinen Vortrag dazu wie
folgt und stellt ihn unter Protest gegen die Beweislast unter Sachverstªndigenbeweis:

a) Es wªre technisch mºglich, dass die Beklagte diejenigen lP-Adressen von einer
personenbezogenen Protokollierung der Nutzung ihrer Telemedien ausnimmt, die dem
Zugangsanbieter des Klªgers (O2/Telefonica) zugewiesen sind. Die Beklagte macht
selbst nicht geltend, dass aus diesem Netz die Funktionsfªhigkeit ihrer Telemedien
gestºrt werde; vorsorglich wird dies mit Nichtwissen bestritten.

b) Es wªre technisch mºglich, dass die Beklagte die IP-Adresse nur dann ¿ber die
Dauer des Nutzungsvorgangs hinaus protokolliert, wenn ein Zugriff einem typischen
Angriffsmuster entspricht. Auch auf diese Weise wªre es mºglich, das unauffªllige und
legitime Nutzungsverhalten des Klªgers von einer Protokollierung auszunehmen.

c) Es wªre technisch mºglich, eine Speicherung von lP-Adressen nur im Stºrungsfall
zur Wiederherstellung der Verf¿gbarkeit des Telemediums vorzunehmen.

Sollte die Beklagte diesen Vortrag bestreiten, mag ein etwaiger Beweisbeschluss entsprechend
ergªnzt werden.

Allerdings bleibt es dabei, dass auch ohne solche Differenzierungen und bei vollstªndigem
Verzicht auf eine Protokollierung die Funktionsfªhigkeit der Telemedien der Beklagten zu
gewªhrleisten ist, wie die lange Liste der solcherart betriebenen Telemedien der Beklagten zeigt.
Dementsprechend hat die Beklagte im Vorprozess selbst zugestehen m¿ssen, dass Angriffe auf
die technische Infrastruktur Ăauch durch andere geeignete Mittel abgewehrt werden kºnnenñ
(Seite 2 des Schriftsatzes der Beklagten vom 12.12.2006 im Verfahren 5 C 314/08 vor dem
Amtsgericht Mitte).
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5. Botnetze und Urteil des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main

Was das in der m¿ndlichen Verhandlung angesprochene Ziel der ĂBekªmpfung von Botnetzenñ
angeht, fehlt es schon an einem berechtigten Interesse der Beklagten daran. Denn die
Funktionsfªhigkeit der Telemedien der Beklagten lªsst sich trotz bestehender Botnetze durch
technische Vorkehrungen gegen Angriffe gewªhrleisten.

Eine Vorratsspeicherung der Telemediennutzung ist zur ĂBekªmpfung von Botnetzenñ auch nicht
erforderlich. Zur Erkennung infizieēter Rechner und Einleitung von MaÇnahmen gen¿gt der
Einsatz von Fallen (ĂHoneypotsñ, ĂSpamtrapsñ) durch lntemet-Zugangsanbieter (Bundesamt f¿r
Sicherheit in der Informationstechnik, Die Lage der IT-Sicherheit in Deutschland 2011, 10), wie es
etwa im Rahmen der sogenannten Anti-Botnetz-Initiative des Verbands der deutschen
Internetwirtschaft eco e.V. (www.botfrei.de) geschieht. Der Einsatz solcher Fallen erfordert keine
Protokollierung der Nutzung der Telemedien der Beklagten.

Allgemein sind die Ausf¿hrungen des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main mit Urteil vom
28.08.2013 (Az. 13 U 105/07) zu einem lntemet-Zugangsanbieter nicht ¿bertragbar auf
Telemedienanbieter. In dem dort entschiedenen Fall wollte der lntemet-Zugangsanbieter mithilfe
von IP-Adressen gegen Missbrauch (ĂAbuseñ) seiner eigenen Kunden ¿ber sein Netz vorgehen;
dar1_rm geht es bei der Beklagten nicht. Auch hat der lntemet-Zugangsanbieter in jenem Fall bloÇ
gespeichert, wer wann mit welcher IP-Adresse online war und nicht - wie die Beklagte - mit
welcher IP-Adresse wann welche Webseite gelesen oder wonach gesucht wurde (Inhalt der
Internetnutzung). Die Entscheidung des Oberiandesgerichts Frankfurt am Main ist ¿berdies
hinsichtlich der vorgenommenen Abwªgung rechtlich unzutreffend. Unter dem Az. 1 BvR 2370114
ist deswegen eine Verfassungsbeschwerde dagegen anhªngig. Es gibt lntemet-Zugangsanbieter,
die ohne Vorratsspeicherung von IP-Adressen auskommen.

6. Art. 6 DSGVO und Telemediengesetz

Bez¿glich der Frage, ob Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchst e) oder f) anzuwenden ist, wird auf die
Kommentierung bei PaallPaulylFrenzel DS-GVO Art. 6 Rn. 31, beck-online Bezug genommen:

ĂErwGr 48, 49 nennen auch Unternehmenssachverhalte und lT-Sicherheit, wobei f¿r
Behºrden Art. 6 Abs. 1 UAbs. 2 gilt.ñ

Die Literatur geht also wie der Klªger davon aus, dass die Beklagte im Bereich der Sicherheit
ihrer Webserver eine ºffentliche Aufgabe wahrnimmt. Der EuGH hat sich wohl nur deshalb auch
Buchstabe f) gest¿tzt, weil es bei der Datenschutzrichtlinie auf die Unterscheidung zu Buchstabe
e) noch nicht ankam und schon die Vorlagefrage des Bundesgerichtshofs nur Buchstabe f) zum
Gegenstand hatte. Nunmehr ist die Unterscheidung relevant, weil bei Buchtstabe e) die
Rechtsgrundlage einer Datenverarbeitung durch die Mitgliedsstaaten festgelegt werden m¿ssen
(Art. 6 Abs. 3 S. 1 DSGVO) und hier nur das Telemediengesetz als Rechtsgrundlage in Betracht
kommt.

Zur Anwendbarkeit des Telemediengesetzes hat die Beklagte auf die Stellungnahme des
Deutschen Anwaltvereins durch den Ausschuss Informationsrecht zum Referentenentwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Anpassung des Datenschutzrechts an die Verordnung (EU) 2016/679 und



8

zur Umsetzung der Richtlinie EU 2016/680 verwiesen (https://anwaltverein.defdefnewsroomrfsn-
34- 18-2-datenschutz-anpassungs-und-umsetzungsgesetz?
scope=modal&target=modaLreader_24&file=files/anwaltverein.de/downloads/newsroom/stellung
nahmen/20f8/dav-sn_34-18-finalpdf). Selbst diese Stellungnahme, die klªgerseits nicht geteilt
wird, geht allerdings von einer Fortgeltung des Ä 15 TMG aus, soweit er die Speichenēng von
Informationen zum Gegenstand hat, und zudem von der Fortgeltung der Pflicht zur Ermºglichung
einer anonymen Nutzung von Telemedien (Ä 13 Abs. 6 TMG), auf die sich der Klªger beruft.

7. Drohende Nachteile durch Protokollierung der Internetnutzung

Da sich die Kammer vom Vortrag des Klªgers ¿berrascht gezeigt hat, ihm gehe es unabhªngig
von der Speicherdauer um die Unterbindung jeder personenbezogenen Aufzeichnung seiner
(vollkommen legalen) Nutzung ºffentlicher Telemedien ¿ber die Dauer der Nutzung hinaus, f¿ge
ich diesem Schriftsatz Recherchen des NDR ¿ber die drohenden schwerwiegenden Folgen im
Fall einer Su rfprotokollierung bei.

Beweis: Anlage K1 - Kontoauszug des Beklagten aus 2015.

Wenngleich die dort berichtete Surfprotokollierung mithilfe einer Browser-Erweiterung erfolgte,
handelt es sich um dieselben Daten wie sie auch die Beklagte bei vielen Telemedien
personenbezogen speichert (Nutzungsdaten).

Jede Vorratsspeicherung von Online-Aktivitªten begr¿ndet die Gefahr eines Diebstahls oder
Missbrauchs hochsensibler Daten, eines falschem Verdachts oder sonstiger Nachteile. Dass die
Beklagte die Sicherheit personenbezogener Daten (einschlieÇlich Protokolldaten) nicht
fachgerecht gewªhrleistet, hat der ĂBundeshackñ gezeigt. Unter stªndiger Aufzeichnung der
Online-Aktivitªten ist eine freie und unbefangene Grundrechtsaus¿bung im Netz nicht mºglich.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass auf Beweisantritte verzichtet wird, weil die Beklagte
beweisbelastet wird. Sollte die Kammer anderer Auffassung sein, wird um einen Hinweis gebeten.

Mit freundlichem GruÇ

Jonas Brever
(Rechtsanwalt)


















